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BEITRAG AUFRUFEN 

Neues aus der Finanzverwaltung 

Entwurf eines BMF-Schreibens zur Anwendung des § 8d 
Körperschaftsteuergesetz 
  
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat den Entwurf eines BMF-
Schreibens zur Anwendung des § 8d Körperschaftsteuergesetz (KStG) zur 
Stellungnahme an die Verbände verschickt.  
 
Mehr zu dem Schreiben lesen Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter:  

 

 

 

 

  

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/08/18/entwurf-eines-bmf-schreibens-zur-anwendung-des-%c2%a7-8d-koerperschaftsteuergesetz/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/08/18/entwurf-eines-bmf-schreibens-zur-anwendung-des-%c2%a7-8d-koerperschaftsteuergesetz/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/08/18/entwurf-eines-bmf-schreibens-zur-anwendung-des-%c2%a7-8d-koerperschaftsteuergesetz/
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 20. August 2020 
 

 
Zur Feststellung von Mittelfehlverwendungen i.S. von § 55 Abs. 1 
Nr. 3 AO durch überhöhte Vergütungen an den Geschäftsführer 
einer gemeinnützigen Körperschaft sind die Grundsätze der vGA 
zu berücksichtigen. Maßstab des externen Fremdvergleichs sind 
dabei die für vergleichbare Tätigkeiten auch von 
Wirtschaftsunternehmen gewährten Vergütungen. 
Gewährt die Körperschaft ihrem Geschäftsführer eine 
Versorgungszusage, die über eine Unterstützungskasse erfüllt 
wird, ist der für den Geschäftsführer liegende Vorteil in Höhe der 
fiktiven Jahresnettoprämie in die Gesamtausstattung 
einzubeziehen. 
 

 

 

 

Wird eine GmbH unter Buchwertfortführung zu einem steuerlichen 
Übertragungsstichtag, der dem Tag nachfolgt, zu dem auch das 
vierte reguläre Wirtschaftsjahr nach Bildung einer Rücklage nach § 
6b EStG endet, verschmolzen, ist die Auflösung der Rücklage (§ 
6b Abs. 3 Satz 5 EStG) in der steuerlichen Schlussbilanz der 
übertragenden Gesellschaft vorzunehmen.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
"Wirtschaftsgut" i.S. des § 15a UStG und damit Berichtigungsobjekt 
ist bei einem in Abschnitten errichteten Gebäude der Teil, der 
entsprechend dem Baufortschritt in Verwendung genommen 
worden ist. 
 
 

 

 

  

Urteil V R 5/17: 
Fehlende 
Gemeinnützigkeit bei 
unverhältnismäßig 
hohen 
Geschäftsführervergütu
ngen 
 
 
 
 
12. März 2020 

 
ZUM URTEIL 

Urteil XI R 39/18: 
Gewinnerhöhende 
Auflösung einer § 6b 
EStG-Rücklage bei 
Verschmelzung 
 
 
 
 
29. April 2020 

 
ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

Urteil XI R 14/19: Zur 
Berichtigung des 
Vorsteuerabzugs 
 
 
 
 

 
 
29. April 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010166/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010172/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010173/
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ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

ZUM URTEIL 

Weitere Veröffentlichungen  

vom Tage:  
 

Urteil XI R 18/18: 
Zur Bestimmung der bewegten Lieferung in einem Reihengeschäft  
11. März 2020 
 
 
 
 
Urteil V R 48/17: 
Keine Rechnung ohne Leistungsbeschreibung  
12. März 2020 
 
 
 
 
Beschluss II B 65/19: 
Rechtsweg bei Auskunftsansprüchen des Insolvenzverwalters gegenüber dem 
Finanzamt  
16. Juni 2020 
 
 
 
 
Urteil V R 48/19:  
Zur Steuerbarkeit und Steuerpflicht einer Auslandsunfallversicherung 
10. Juni 2020 
 
 
 
 
Urteil V R 2/20: 
Entgeltvereinnahmung im Insolvenzeröffnungsverfahren  
28. Mai 2020 
 
 
 
 
Urteil III R 28/17:  
Kindergeld für behinderte Kinder; keine Berücksichtigung des Kindergelds als 
kindeseigene Mittel 
27. November 2019 
 

 
  

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010171/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010171/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010165/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010167/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010169/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010168/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010164/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010171/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010165/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010165/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010167/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010169/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010168/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010164/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010171/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010165/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010167/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010167/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010169/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010168/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010164/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010171/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010165/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010167/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010169/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010169/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010168/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010164/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010171/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010165/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010167/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010169/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010168/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010168/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010164/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010171/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010165/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010167/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010169/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010168/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010164/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010164/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Betriebsvermögen kann auch ohne Missbrauchsabsicht 
begünstigungsschädliches „junges Verwaltungsvermögen“ sein 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat für Erbschaften und Schenkungen in den Jahren 
2007 und 2010 bis 2012 in einer Reihe von Urteilen entschieden, dass wenn ein 
Betrieb binnen zweier Jahre vor einem Erbfall oder einer Schenkung 
Verwaltungsvermögen aus Eigenmitteln erworben oder umgeschichtet hat, 
insoweit die erbschaft- und schenkungsteuerrechtliche Begünstigung des 
Betriebsvermögens fortfällt. 
 
Sachverhalt und Ausgangslage 

Die Erbschaft- und Schenkungsteuer kennt Begünstigungen für den Erwerb von 
Betriebsvermögen, die das Produktivvermögen schützen sollen. Besonderen 
Regelungen unterliegt das sog. Verwaltungsvermögen, zu dem u.a. Wertpapiere 
gehören. Verwaltungsvermögen, das dem Betrieb im Zeitpunkt von Erbfall oder 
Schenkung weniger als zwei Jahre zuzurechnen war (junges 
Verwaltungsvermögen), ist von der Begünstigung ausgenommen. Das soll 
Missbrauch verhindern. Andernfalls könnte etwa Privatvermögen kurzfristig in den 
Betrieb eingelegt werden, um es an der Begünstigung für das Betriebsvermögen 
teilhaben zu lassen. 

Die Kläger waren der Auffassung, dass der Begünstigungsausschluss nicht für 
solche Wirtschaftsgüter des Verwaltungsvermögens gilt, die ohne erkennbare 
Missbrauchsabsicht innerhalb der Zwei-Jahres-Frist aus anderweit liquiden 
Mitteln des Betriebs oder sogar im Rahmen einer reinen Umschichtung 
gleichartiger Wirtschaftsgüter angeschafft worden waren. 

Die jeweils von den Klägern angerufenen Finanzgerichte teilten deren Auffassung 
nicht und wiesen die Klagen ab. 

 

Entscheidung des BFH 

 

Der BFH bestätigte die Urteile der 
Finanzgerichte. 

 

 

Er hat ebenfalls im Hinblick auf die gesetzliche Typisierung eine 
Missbrauchsprüfung im Einzelfall nicht zugelassen. Maßgebend ist deshalb allein, 
ob das einzelne Wirtschaftsgut des Verwaltungsvermögens, so auch das einzelne 
Wertpapier, tatsächlich innerhalb der Frist dem Betriebsvermögen zugeführt 
wurde. Es kommt nicht darauf an, ob dies ein Einlage- oder Anschaffungsvorgang 
war, wie die Anschaffung finanziert wurde und welche Zielsetzung dem Vorgang 
zugrunde lag. 
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ZUM URTEIL 

Die Entscheidungen sind zu Rechtsvorschriften ergangen, die nach dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts vom 17. Dezember 2014 (1 BvL 21/12, siehe 
unseren Blogbeitrag) mit der Verfassung wegen Verstoßes gegen den 
Gleichheitssatz unvereinbar, aber bis zum 30. Juni 2016 weiter anzuwenden 
waren. Das anschließend in Kraft getretene Recht enthält zum 
Verwaltungsvermögen eine Reihe detaillierter Neuerungen. 

 
Fundstelle 

BFH, Urteile vom 22. Januar 2020 (II R 8/18, II R 13/18, II R 18/18, II R 
21/18 und II R 41/18), veröffentlicht am 13. August 2020, vgl. die Pressemitteilung 
034/20 des BFH. 

 

 

 

Begriff der Betriebsstätte bzw. festen Niederlassung im Umsatzsteuerrecht 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass ein 
Unternehmer jedenfalls dann eine Betriebsstätte bzw. feste Niederlassung 
unterhält, wenn er umfassenden Zugriff auf eine Einrichtung hat, die einen 
hinreichenden Grad an Beständigkeit sowie eine Struktur aufweist, die von der 
personellen und technischen Ausstattung her eine autonome Erbringung der 
betreffenden Dienstleistung ermöglicht. 
 
Sachverhalt 

Der Kläger war in den Besteuerungszeiträumen 2008 bis 2010 als beratender 
Volkswirt unternehmerisch tätig. Der Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit war S, 
seine Umsätze versteuerte er nach vereinnahmten Entgelten. 

In den Streitjahren bezog der Kläger Vergütungen aus einer Tätigkeit als sog. 
intermit-tierender Langzeitberater eines Projektpartners aus dem Nicht-EU-Staat 
X. Vertragspartner waren insoweit der nicht unternehmerisch tätige W als 
Leistungsempfänger mit Sitz in S sowie die A-GmbH, eine 100-prozentige Tochter 
des J, die das Projekt buchhalterisch abwickelte. 

Der Kläger rechnete gegenüber der A-GmbH über die von ihm erbrachten 
Leistungen jeweils ohne Ausweis der Umsatzsteuer ab. In seinen 
Umsatzsteuererklärungen für die Streitjahre, die jeweils Steuerfestsetzungen 
unter dem Vorbehalt der Nachprüfung gleichstanden, sind die betreffenden 
Umsätze als nicht steuerbar angeführt. 

Nach einer Außenprüfung gelangte der Prüfer zu der Auffassung, dass sich der 
Ort der betreffenden sonstigen Leistungen –für die Streitjahre 2008 und 2009 
nach § 3a Abs. 3 Satz 1 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) und für das Streitjahr 
2010 nach § 3a Abs. 2 UStG — jeweils im Inland befunden habe und die deshalb 
steuerbaren Umsätze nach den vereinnahmten Beträgen abzüglich der 
Umsatzsteuer zu bemessen seien. 

Die hiergegen gerichtete Klage vor dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg blieb 
ohne Erfolg. 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010154/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010154/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010154/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010154/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010155/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010156/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050179/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050179/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010157/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/betriebsvermoegen-kann-auch-ohne-missbrauchsabsicht-beguenstigungsschaedliches-junges-verwaltungsvermoegen-sein/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/betriebsvermoegen-kann-auch-ohne-missbrauchsabsicht-beguenstigungsschaedliches-junges-verwaltungsvermoegen-sein/
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 Entscheidung des BFH 

 

Der BFH hat die Entscheidung der 
Vorinstanz aufgehoben und zur 
anderweitigen Verhandlung und 
Entscheidung an das Finanzgericht 
zurückverwiesen. 

 
Der Kläger hat nach den tatsächlichen Feststellungen des Finanzgerichts 
einschlägige Leistungen als beratender Volkswirt auf dem Gebiet der 
Wirtschaftsförderung erbracht. 

Eine Verlagerung des Leistungsorts nach § 3a Abs. 3 UStG 2005 liegt nicht vor. 
Denn weder aus dem Vortrag der Beteiligten, dem übrigen Akteninhalt noch sonst 
ist ersichtlich, dass der W i.S. des § 2 Abs. 1 Satz 1 UStG unternehmerisch tätig 
geworden wäre, weshalb eine Ortsverlagerung nach § 3a Abs. 3 Sätze 1 und 2 
UStG 2005 nicht in Betracht kommt. 

Auch wenn es sich danach beim W nicht um einen Unternehmer i.S. des § 2 Abs. 
1 Satz 1 UStG handelt, verlagert sich der Leistungsort ebenso wenig nach § 3a 
Abs. 3 Satz 3 UStG 2005, da der W seinen Sitz nicht im Drittlandsgebiet, sondern 
in S hat. 

Das Finanzgericht hat jedoch zu Unrecht angenommen, dass der Kläger in den 
Streitjahren in X keine Betriebsstätte unterhalten habe, von der aus er sonstige 
Leistungen ausgeführt hat. 

Nach § 3a Abs. 1 Satz 1 UStG 2005 wird eine sonstige Leistung (vorbehaltlich der 
im Streitfall nicht maßgeblichen §§ 3b und 3f UStG 2005 und soweit –wie im 
Streitfall– § 3a Abs. 2 UStG 2005 nicht erfüllt ist) an dem Ort ausgeführt, von dem 
aus der Unternehmer sein Unternehmen betreibt. Wird die sonstige Leistung von 
einer Betriebsstätte ausgeführt, so gilt die Betriebsstätte als der Ort der sonstigen 
Leistung (§ 3a Abs. 1 Satz 2 UStG 2005). 

Der in dieser Vorschrift verwendete Begriff der Betriebsstätte stimmt mit dem vom 
01. Januar 2007 bis 31. Dezember 2009 in Art. 43 MwStSystRL a.F. verwendeten 
Begriff der festen Niederlassung überein (vgl. BFH-Urteil vom 12.12.2012 – XI R 
30/10, siehe unseren Blogbeitrag). 

Für die Annahme einer festen Niederlassung ist es notwendig, aber auch 
ausreichend, dass die für die Erbringung bestimmter Dienstleistungen 
erforderlichen personellen Mittel und Betriebsmittel ständig vorhanden sind und 
diese Niederlassung damit einen gewissen Bestand hat (vgl. EuGH, Urteil v. 
17.7.1997 – C-190/95 „ARO Lease“). 

 
Fundstelle 

BFH, Urteil vom 29. April 2020 (XI R 3/18), veröffentlicht am 13. August 2020. 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2013/04/12/leistungsort-bei-der-vermittlung-von-mitgliedschaften-in-vereinen-mit-sitz-im-ausland/
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ZUM URTEIL 

 

 

Zum Vorsteueranspruch aus dem Erwerb der Berechtigung, 
Verkaufsflächen des Leistenden zur Vermarktung eigener Produkte zu 
nutzen 
 
Verpflichtet sich ein Einzelhändler gegenüber einem anderen Unternehmer gegen 
eine Zahlung, auf neu geschaffenen Verkaufsflächen von diesem Unternehmer 
bezogene Produkte zum Verkauf anzubieten, liegt sowohl der für die Annahme 
eines Entgelts als auch der für den Vorsteuerabzug erforderliche unmittelbare 
Zusammenhang zwischen der Leistung (Bereitstellung der Verkaufsflächen) und 
der hierfür von dem anderen Unternehmer geleisteten Zahlung vor. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
 
Sachverhalt 

Die Klägerin ist eine Einkaufsgenossenschaft und hat im Rahmen eines 
Förderprogramms Zahlungen an ihre Mitglieder zur Schaffung neuer 
Verkaufsflächen. Eine Förderung können nur Mitglieder für zusätzlich 
geschaffene Verkaufsflächen, die der Steigerung des Umsatzes mit von der 
Klägerin bezogenen Waren oder mit über die Zentralregulierung regulierten 
Einkäufen dienen, auf Antrag erhalten. 

Während die Klägerin die Zahlungen als Entgelt für eine steuerpflichtige Leistung 
behandelte, sah das Finanzamt darin einen nicht steuerbaren Zuschuss und ließ 
die Vorsteuern nicht zum Abzug zu. 

Die hiergegen gerichtete Klage hatte vor dem Finanzgericht Baden-Württemberg 
Erfolg. 

 

Entscheidung des BFH 

 

 

Der BFH hat sich in der Sache der 
Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen 
und die Revision als unbegründet 
zurückgewiesen. 

 

 
Das Finanzgericht hat zu Recht entschieden, dass die Klägerin einen Anspruch 
auf Vorsteuerabzug aus der Rechnung ihres Mitglieds hat. 

Verpflichtet sich ihr Mitglied als Einzelhändler gegenüber der Klägerin gegen eine 
Zahlung, auf neu geschaffenen Verkaufsflächen von der Klägerin bezogene 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010161/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010161/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010161/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010161/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010161/
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ZUM URTEIL 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

Produkte zum Verkauf anzubieten, liegt sowohl der für die Annahme eines 
Entgelts als auch der für den Vorsteuerabzug erforderliche unmittelbare 
Zusammenhang zwischen der Leistung (Bereitstellung der Verkaufsflächen) und 
der hierfür von der Klägerin geleisteten Zahlung vor. 

Die materiell-rechtlichen Einwendungen des Finanzamts stehen dem nicht 
entgegen. Insbesondere spricht nichts für die Annahme eines nicht steuerbaren 
Zuschusses, der bei einer allgemeinen Förderung der Tätigkeit des 
Zahlungsempfängers aus strukturpolitischen, volkswirtschaftlichen oder 
allgemeinpolitischen Gründen durch Zahlungen aus öffentlichen Kassen vorliegen 
kann. 

Im Wirtschaftsleben ist im Allgemeinen niemand bereit, eine Leistung ohne 
Gegenleistung zu erbringen. So ist es auch vorliegend, denn das Finanzgericht 
hat in seiner Würdigung nachvollziehbar ausgeführt, dass die Klägerin jedenfalls 
auch im eigenen wirtschaftlichen Interesse gehandelt hat. 

 
Fundstelle 

BFH, Urteil vom 7. Mai 2020 (V R 22/18), veröffentlicht am 13. August 2020. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

Terminplaner 
 

Transfer Pricing meets Data & Analytics 

14.09., Webinar 

 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010158/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010158/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010158/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010158/
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E-MAIL SENDEN 

 

ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

   

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 

 

 

Datenschutz 
 

Die Datenverarbeitung für den Versand des 

Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 

Ihrer Einwilligung. Sie können den 

Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 

Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 

damit widerrufen 

 
© 2020 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 

. 
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